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WEITERGEHENDE ERLÄUTERUNGEN ZU DEN RECHTEN DER AKTIONÄRE NACH 

§ 121 ABS. 3 NR. 3 AKTIENGESETZ, § 1 COVID-19-GESETZ ZUR 

AUßERORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG DER TUI AG AM 5. JANUAR 2021 

Gemäß § 1 Abs. 2, Abs. 6 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 

Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-

19-Pandemie (sog. COVID-19-Gesetz)1, veröffentlicht als Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der 

Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020 

im Bundesgesetzblatt Teil I vom 27. März 2020, hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

entschieden, dass die außerordentliche Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten stattfindet. Die Durchführung als 

virtuelle Hauptversammlung führt zu Modifikationen in den Abläufen der Hauptversammlung sowie 

den Rechten der Aktionäre. Die Einberufung der Hauptversammlung enthält Angaben zu den Rechten 

der Aktionäre. Die nachfolgenden Angaben dienen einer weitergehenden Erläuterung 

Den Aktionären stehen unter anderem die folgenden Rechte zu: 

1. Ergänzungsanträge zur Tagesordnung – § 122 Abs. 2 Aktiengesetz1, § 1 Abs. 3 Satz 4 COVID-

19-Gesetz 

Nach § 122 Abs. 2 Aktiengesetz (AktG) können Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen 

Betrag von EUR 500.000 des Grundkapitals der Gesellschaft erreichen, in gleicher Weise wie gemäß 

§ 122 Abs. 1 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 

werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 

Verlangen auf Ergänzung der Tagesordnung ist an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss 

der Gesellschaft nach § 1 Abs. 3 Satz 4 COVID-19-Gesetz mindestens 14 Tage vor der Versammlung 

der Gesellschaft, d.h. bis spätestens Dienstag, den 22. Dezember 2020, 24:00 Uhr (MEZ) (= 23:00 

Uhr UTC (koordinierte Weltzeit)) in schriftlicher Form zugehen. Die Antragsteller haben 

nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens bei der 

Gesellschaft Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über 

das Ergänzungsverlangen halten. Wird dem Verlangen nicht entsprochen, steht den Antragstellern 

gemäß § 122 Abs. 3 AktG der Weg zu den Gerichten offen.  

Ein Ergänzungsverlangen ist an folgende Adresse zu richten: 

TUI AG 

Vorstand 

Karl-Wiechert-Allee 4 

30625 Hannover 

Bekannt zu machende Ergänzungsverlangen werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung 

bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt 

gemacht. Sie werden außerdem im Internet unter www.tuigroup.com/de-

de/investoren/hauptversammlungen veröffentlicht. 

  

                                                      
1 Verlängert bis zum 31. Dezember 2021 durch die Verordnung zur Verlängerung von Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und 

Stiftungsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, Bundesgesetzblatt Teil I, Nr. 48 vom 28. Oktober 2020. 
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Die diesbezüglichen Regelungen des AktG und des COVID-19-Gesetzes lauten wie folgt: 

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit 

"(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 

zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung 

kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form 

und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die Antragsteller haben 

nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens 

Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 

Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden.  

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 

Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, daß 

Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen 

Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im 

Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 

Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist 

nicht mitzurechnen. 

(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre, die das 

Verlangen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder den 

Gegenstand bekanntzumachen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der 

Versammlung bestimmen. Auf die Ermächtigung muß bei der Einberufung oder 

Bekanntmachung hingewiesen werden. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Gerichts 

halten. 

(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 auch 

die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat." 

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur 

Beschlussfassung (Auszug) 

"(1) Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 

gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls 

unverzüglich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen. § 121 Abs. 4 gilt sinngemäß; 

zudem gilt bei börsennotierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. Bekanntmachung 

und Zuleitung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Einberufung zu erfolgen." 

§ 1 Abs. 3 Satz 4 COVID-19-Gesetz 

"Abweichend von § 122 Absatz 2 des Aktiengesetzes müssen Ergänzungsverlangen im 

vorgenannten Fall mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft zugehen." 

2. Gegenanträge – § 126 Abs. 1 AktG 

Aufgrund der Ausgestaltung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne Präsenz 

der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten, ohne elektronische Teilnahme der Aktionäre, ist das 

Antragsrecht der Aktionäre in der Hauptversammlung nach der Konzeption des COVID-19-Gesetzes 

rechtlich ausgeschlossen. Gegenanträge im Sinne des § 126 Abs. 1 AktG sowie Verfahrensanträge 

können daher in der Hauptversammlung nicht gestellt werden; auch die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft stehen hierfür nicht zur Verfügung. 
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Den Aktionären wird dennoch die Möglichkeit gegeben, Gegenanträge vor der Hauptversammlung 

entsprechend § 126 Abs. 1 AktG an die Gesellschaft zu übermitteln. Die Gesellschaft wird 

Gegenanträge auf der Internetseite der Gesellschaft veröffentlichen, sofern die gesetzlichen 

Voraussetzungen dafür vorliegen. Von der Gesellschaft zugänglich gemachte Gegenanträge von 

Aktionären werden so behandelt, als seien sie in der Hauptversammlung gestellt worden. 

Sollen Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der 

Tagesordnung entsprechend § 126 AktG vorab zugänglich gemacht werden, sind diese bis spätestens 

Montag, den 21. Dezember 2020, 24:00 Uhr (MEZ) (= 23:00 Uhr UTC (koordinierte Weltzeit)), 

ausschließlich an folgende Postanschrift beziehungsweise Faxnummer oder E-Mail-Adresse zu 

übermitteln: 

TUI AG 

Board Office 

Karl-Wiechert-Allee 4 

30625 Hannover 

Telefax: + 49 (0)511 566-1996 

E-Mail: gegenantraege.hv@tui.com 

Anderweitig adressierte Anträge werden nicht nach § 126 AktG zugänglich gemacht. Wir werden 

ordnungsgemäß und rechtzeitig eingehende, zugänglich zu machende Anträge von Aktionären 

einschließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der 

Verwaltung veröffentlichen unter der Internetadresse  

www.tuigroup.com/de-de/investoren/hauptversammlungen. 

Die zugrunde liegenden gesetzlichen Regelungen lauten: 

§ 126 AktG Anträge von Aktionären 

"(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 

einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten 

Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär 

mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 

Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit 

Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des 

Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das 

Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt 

entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde,  

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluß der 

Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder 

irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs 

bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich 

gemacht worden ist, 
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5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung 

in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der 

Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der 

Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen 

Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 

einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen 

lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 

5 000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung Gegenanträge, 

so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen." 

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur 

Beschlussfassung (Auszug) 

"(3) Zu jedem Gegenstand der Tagesordnung, über den die Hauptversammlung beschließen 

soll, haben der Vorstand und der Aufsichtsrat, zur Beschlussfassung nach § 120a Absatz 1 

Satz 1 und zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und Prüfern nur der Aufsichtsrat, in der 

Bekanntmachung Vorschläge zur Beschlussfassung zu machen. Bei Gesellschaften, die 

kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d des Handelsgesetzbuchs, die CRR-Kreditinstitute 

im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesengesetzes, mit Ausnahme der in § 2 Absatz 

1 Nummer 1 und 2 des Kreditwesengesetzes genannten Institute, oder die 

Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 91/674/EWG sind, 

ist der Vorschlag des Aufsichtsrats zur Wahl des Abschlussprüfers auf die Empfehlung des 

Prüfungsausschusses zu stützen. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die 

Hauptversammlung bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nach § 6 des Montan-

Mitbestimmungsgesetzes an Wahlvorschläge gebunden ist, oder wenn der Gegenstand der 

Beschlussfassung auf Verlangen einer Minderheit auf die Tagesordnung gesetzt worden ist. 

(…)" 

3. Fragemöglichkeit – § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz 

Nach § 131 Abs. 1 AktG kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter in einer 

Präsenzhauptversammlung vom Vorstand Auskunft verlangen über Angelegenheiten der Gesellschaft, 

die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie 

über die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, soweit die 

Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist.  

Das vorstehende Auskunftsrecht besteht in der am 5. Januar 2021 stattfindenden virtuellen 

Hauptversammlung nicht. Auf Grundlage des COVID-19-Gesetzes ist den Aktionären in der virtuellen 

Hauptversammlung kein gesetzliches Auskunftsrecht, sondern eine Fragemöglichkeit im Wege der 

elektronischen Kommunikation einzuräumen. Ein Recht auf Antwort ist damit nicht verbunden. 

Den Aktionären wird gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz eine Fragemöglichkeit 

eingeräumt. Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 Halbsatz 2 COVID-19-Gesetz hat 

der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass Aktionäre ihre Fragen in deutscher 

Sprache bis spätestens Samstag, 2. Januar 2021, 24:00 Uhr (MEZ) (= 23:00 Uhr UTC 
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(koordinierte Weltzeit)) über den passwortgeschützten HV Online-Service bei der Gesellschaft 

einreichen müssen.  

Nur ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre können ihre Fragen über den 

passwortgeschützten HV Online-Service gemäß dem dort von der TUI AG festgelegten Verfahren 

unter www.tuigroup.com/de-de/investoren/hauptversammlungen einreichen.  

Bei der Beantwortung von Fragen während der Hauptversammlung wird der Name des Fragestellers 

nur offengelegt (soweit Fragen individuell beantwortet werden), wenn mit der Übermittlung der Frage 

das Einverständnis und der Wunsch zur Offenlegung des Namens erklärt wurden. Gleiches gilt für 

eine etwaige Vorabveröffentlichung von Fragen und gegebenenfalls Antworten auf der Internetseite 

der Gesellschaft im Vorfeld der Hauptversammlung. Auch in diesem Fall wird der Name des 

Fragestellers nur offengelegt, wenn er mit Übersendung der Frage sein Einverständnis mit der 

Offenlegung seines Namens und einen entsprechenden Wunsch erklärt hat. 

Die gesetzliche Regelung lautet: 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 und 2 COVID-19-Gesetz 

"Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 

sofern  

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,  

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation 

(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist,  

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 

eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung 

von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des 

Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen 

einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie 

beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der 

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind." 

4. Widerspruchsrecht – § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht im Wege der Briefwahl (schriftlich oder im Wege elektronischer 

Kommunikation) oder über die Erteilung von Vollmachten ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, 

über den passwortgeschützten HV Online-Service gemäß dem dort von der TUI AG festgelegten 

Verfahren Widerspruch gegen die Beschlüsse der Hauptversammlung bei dem mit der Niederschrift 

der Hauptversammlung beauftragten Notar zu erklären. Die Übermittlung ist ab der Eröffnung der 

Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch den Versammlungsleiter möglich.  

Die gesetzliche Regelung lautet: 
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§ 1 Abs. 2 Satz 1 COVID-19-Gesetz 

"Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 

sofern  

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,  

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation 

(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist,  

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 

eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung 

von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des 

Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen 

einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird." 

5. Erhalt einer Stimmbestätigung gemäß § 118 Abs. 1 Satz 3 bis 5, Abs. 2 Satz 2 AktG bzw. eines 

Nachweises der Stimmzählung gemäß § 129 Abs. 5 AktG 

Nach § 118 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 2 AktG ist bei elektronischer Ausübung des Stimmrechts dem 

Abgebenden der Zugang der elektronisch abgegebenen Stimme nach den Anforderungen gemäß Art. 7 

Abs. 1 und Art. 9 Abs. 5 Unterabs. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 der Kommission 

vom 3. September 2018 zur Festlegung von Mindestanforderungen zur Umsetzung der Bestimmungen 

der Richtlinie 2007/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 

Identifizierung der Aktionäre, die Informationsübermittlung und die Erleichterung der Ausübung der 

Aktionärsrechte (Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212) von der Gesellschaft elektronisch zu 

bestätigen. Sofern die Bestätigung einem Intermediär erteilt wird, hat dieser die Bestätigung nach § 

118 Abs. 1 Satz 4 AktG unverzüglich dem Aktionär zu übermitteln. Ferner kann der Abstimmende 

von der Gesellschaft nach § 129 Abs. 5 Satz 1 AktG innerhalb eines Monats nach dem Tag der 

Hauptversammlung eine Bestätigung darüber verlangen, ob und wie seine Stimme gezählt wurde. Die 

Gesellschaft hat die Bestätigung gemäß den Anforderungen in Art. 7 Abs. 2 und Art. 9 Abs. 5 

Unterabs. 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 zu erteilen. Sofern die Bestätigung einem 

Intermediär erteilt wird, hat dieser die Bestätigung nach § 129 Abs. 5 Satz 3 AktG unverzüglich dem 

Aktionär zu übermitteln. 

Die gesetzlichen Regelungen lauten: 

§ 118 AktG Allgemeines (Auszug) 

"(1) Die Aktionäre üben ihre Rechte in den Angelegenheiten der Gesellschaft in der 

Hauptversammlung aus, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Die Satzung kann 

vorsehen oder den Vorstand dazu ermächtigen vorzusehen, dass die Aktionäre an der 

Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten 

teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 

elektronischer Kommunikation ausüben können. Bei elektronischer Ausübung des 

Stimmrechts ist dem Abgebenden der Zugang der elektronisch abgegebenen Stimme nach den 

Anforderungen gemäß Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 5 Unterabsatz 1 der 

Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 von der Gesellschaft elektronisch zu bestätigen. 

Sofern die Bestätigung einem Intermediär erteilt wird, hat dieser die Bestätigung unverzüglich 

dem Aktionär zu übermitteln. § 67a Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 gilt entsprechend. 
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(2) Die Satzung kann vorsehen oder den Vorstand dazu ermächtigen vorzusehen, dass 

Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im 

Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Absatz 1 Satz 3 bis 5 gilt 

entsprechend." 

§ 129 AktG Geschäftsordnung; Verzeichnis der Teilnehmer; Nachweis der 

Stimmzählung (Auszug) 

"(5) Der Abstimmende kann von der Gesellschaft innerhalb eines Monats nach dem Tag der 

Hauptversammlung eine Bestätigung darüber verlangen, ob und wie seine Stimme gezählt 

wurde. Die Gesellschaft hat die Bestätigung gemäß den Anforderungen in Artikel 7 Absatz 2 

und Artikel 9 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 zu 

erteilen. Sofern die Bestätigung einem Intermediär erteilt wird, hat dieser die Bestätigung 

unverzüglich dem Aktionär zu übermitteln. § 67a Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 gilt 

entsprechend." 

Art. 7 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 Format der Bestätigung des 

Eingangs sowie der Aufzeichnung und Zählung der Stimmen 

"(1) Die Informationen und Datenelemente, die eine Bestätigung des Eingangs der 

elektronisch abgegebenen Stimmen gemäß Artikel 3c Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie 

2007/36/EG mindestens enthalten muss, sind in Tabelle 6 des Anhangs festgelegt. 

(2) Die Informationen und Datenelemente, die eine Bestätigung der Aufzeichnung und 

Zählung der elektronisch abgegebenen Stimmen gemäß Artikel 3c Absatz 2 Unterabsatz 2 der 

Richtlinie 2007/36/EG mindestens enthalten muss, sind in Tabelle 7 des Anhangs festgelegt." 

Art. 9 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 Von Emittenten und 

Intermediären bei Unternehmensereignissen und bei den Verfahren zur Identifizierung 

der Aktionäre einzuhaltende Fristen (Auszug) 

"(5) Die Bestätigung des Eingangs der elektronisch abgegebenen Stimmen gemäß Artikel 7 

Absatz 1 wird der Person, die die Stimmen abgegeben hat, unmittelbar nach Stimmabgabe 

übermittelt. 

Die Bestätigung der Aufzeichnung und Zählung der Stimmen gemäß Artikel 7 Absatz 2 wird 

vom Emittenten zeitnah und spätestens 15 Tage nach dem Antrag oder der Hauptversammlung 

übermittelt, je nachdem, welches Ereignis später eintritt, sofern die Informationen nicht bereits 

vorliegen." 

6. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung - § 124a Satz 1 Nr. 4 AktG 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist zum Zeitpunkt der Einberufung zerlegt in 590.415.100 

nennwertlose Stückaktien mit ebenso vielen Stimmrechten. 

 

 


